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Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie 90/13/0238 E 25. März 1992 RS 2 (hier nur der letzte Satz) 

Stammrechtssatz 

Bei der amtswegigen Wiederaufnahme eines Abgabenverfahrens handelt es sich um eine 
Ermessensentscheidung, deren Rechtmäßigkeit unter Bedachtnahme auf die Bestimmung des § 20 BAO 
zu beurteilen ist. Gemäß § 20 BAO sind Ermessensentscheidungen innerhalb der vom Gesetz gezogenen 
Grenzen des Ermessens nach Billigkeit und Zweckmäßigkeit unter Berücksichtigung aller in Betracht 
kommenden Umstände zu treffen. Dabei ist dem Gesetzesbegriff "Billigkeit" die Bedeutung von 
"Angemessenheit" in bezug auf berechtigte Interessen der Partei und dem Begriff "Zweckmäßigkeit" das 
"öffentliche Interesse insbesondere an der Einhebung der Abgaben" beizumessen. Bei einer derartigen im 
Rahmen der Ermessensübung vorzunehmenden Interessenabwägung verbietet eine Geringfügigkeit der 
hervorgekommenen neuen Tatsachen in der Regel den Gebrauch der Wiederaufnahmemöglichkeit 
(Hinweis E 26.11.1991, 91/14/0179). 
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